
Antrag

der Abgeordneten Kurzreiter, Hiller, Lembacher, Erber, Hofmacher und

Mag.Wilfing

zur Vorlage der Landesregierung betreffend Änderung der NÖ Landarbeits-
ordnung 1973

Der der Vorlage der Landesregierung angeschlossene Gesetzesentwurf wird wie
folgt geändert:

1. Die Promulgationsklausel lautet:

„Der Landtag von Niederösterreich hat am .................... in Ausführung des
Landarbeitsgesetzes 1984, BGBl. Nr. 287/1984 in der Fassung Nr. 143/2002
beschlossen:“

2. Nach Z. 5 werden folgende Z. 5a und 5b eingefügt:

„5a. Dem § 5 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt:

Der land- und forstwirtschaftlichen Produktion gleichzuhalten ist die der
Erhaltung der Kulturlandschaft dienende Landschaftspflege, sofern
dafür Förderung aus öffentlichen Mitteln bezogen wird, deren zugrunde
liegendes Förderungsziel die Erhaltung der Kulturlandschaft direkt oder
indirekt mit einschließt.

5b. Im § 5 wird folgender Abs. 5 angefügt:

(5) Als Betriebe der Land- und Forstwirtschaft gelten ferner Betriebe, die in
untergeordnetem Umfang im Verhältnis zum Hauptbetrieb im Sinne des
Abs. 1 bzw. 2 geführt werden, deren Geschäftsbetrieb nachstehende
selbstständige Tätigkeiten umfasst und diese nach ihrer wirtschaftlichen
Zweckbestimmung in einem Naheverhältnis zum Hauptbetrieb erfolgen:

a) Nebengewerbe der Land- und Forstwirtschaft gemäß § 2 Abs. 4 der
Gewerbeordnung 1994 (GewO 1994), BGBl. Nr. 194/1994 in der
Fassung BGBl. I Nr. 111/2002;
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b) Tätigkeiten, die im Ergebnis einer Dienstleistung eines Landwirtes
für einen anderen gleichkommen;

c) Tätigkeiten im Rahmen der Qualitätssicherung der land(forst)wirt-
schaftlichen Produktion sowie produzierter Produkte;

d) Tätigkeiten gemäß § 2 Abs. 1 Z. 7 GewO 1994, soweit sie auf
Tätigkeiten oder Kenntnisse des bäuerlichen Betriebes aufsetzen;

e) Tätigkeiten gemäß § 2 Abs. 1 Z. 8 GewO 1994, wie sie üblicher-
weise in einem land(forst)wirtschaftlichen Betrieb anfallen, auch
wenn sie für dritte Personen erbracht werden;

f) Tätigkeiten gemäß § 2 Abs. 1 Z. 9 GewO 1994, wie sie üblicher-
weise in einem land(forst)wirtschaftlichen Betriebshaushalt anfallen,
wenn dieser dem Hauptbetrieb wesentlich dient, auch wenn sie für
dritte Personen erbracht werden;

g) Tätigkeiten für deren Ausübung weder eine Gewerbeanmeldung (§
339 GewO 1994) noch eine berufsrechtliche Berechtigung
erforderlich ist sowie die Privatzimmervermietung gemäß Art. III
der B-VG-Novelle 1974, BGBl. Nr. 444/1974, in Verbindung mit § 2
Abs. 1 Z. 9 GewO 1994, soweit diese in der spezifischen Form des
Urlaubs am Bauernhof erfolgt.“

3. In Z.12 wird im § 38l Abs. 4 der erste Satz ersetzt durch folgenden Satz:

„(4) Sind bei Beendigung des Dienstverhältnisses noch Beiträge nach den
§§ 38j und 38k samt Verzugszinsen nach einer Sozialversicherungs-
prüfung gemäß § 41a des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes
(ASVG), BGBl. Nr. 189/1955 in der Fassung BGBl. I Nr. 151/2002, zu
leisten, sind diese Beiträge samt Verzugszinsen vom jeweiligen Träger
der Krankenversicherung an die MV-Kasse des bisherigen
Dienstgebers weiterzuleiten.“

4. In Z. 21 lautet Abs. 5:

„(5) Für den Fall, dass in der Vereinbarung nach Abs. 4 keine Übertragung
der Altabfertigungsanwartschaft nach Abs. 6 festgelegt wird, finden bis
zum Stichtag weiterhin die Bestimmungen des § 30 mit der Maßgabe
Anwendung, dass sich das Ausmaß der Abfertigung aus dem bis zum



Zeitpunkt des Stichtags fiktiv erworbenen Prozentsatz des
Jahresentgelts ergibt; der Berechnung des Jahresentgelts ist das für
das letzte Monat des Dienstverhältnisses gebührende Entgelt zu Grunde
zu legen.

5.  In Z. 21 lautet Abs. 8 zweiter Satz:

„Solche Regelungen treten für Dienstverhältnisse, deren vertraglich
vereinbarter Beginn nach dem 31. Dezember 2002 liegt, oder für
Dienstverhältnisse, bei denen eine Vereinbarung gemäß Abs. 4 geschlossen
wird, ab dem Zeitpunkt der Wirksamkeit dieser Vereinbarung insoweit außer
Kraft, als sie nicht einen die Höhe des gesetzlichen Abfertigungsanspruches
unter Anwendung der bis zu diesem Zeitpunkt geltenden gesetzlichen
Abfertigungsbestimmungen übersteigenden Anspruch bezogen auf den
Prozentsatz des zustehenden Jahresentgelts vorsehen.“


